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Spahns Rücktritt

Ergeht, bevor
dieKoalition implodiert

Jens Spahn hat ein untrügliches Gespür
für den richtigen Moment. Am Sonn-

abend trat er als Vorsitzender der Unions-
fraktion zurück, per Brief an die Abgeord-
neten, mit einer Begründung, die so
menschlich ist, dass jede Kritik daran so-
fort herzlos wirkt: Das persönliche Glück,
mit seinem Mann eine Familie zu grün-
den, seimit demAmt nicht vereinbar.

Der Vater geht, der Politiker bleibt in
Deckung. Ein eleganter Rückzug für je-
manden, gegen den seitMonaten schwere
Vorwürfe erhoben werden und mehrere
Kampagnen laufen.

Die Empörung der Union bleibt dabei
echt, und sie ist auch berechtigt. Ein CDU-
Parteitag, der im Februar das Verbot der
Leihmutterschaft bekräftigt und ein Frak-
tionschef, der zu diesem Zeitpunkt längst
weiß, dass er selbst per Leihmutter in den
USAVaterwird – das könnenAbgeordnete
ihremVorsitzendennicht durchgehen las-
sen. Und es widerspricht eben auch fun-
damentalen Überzeugungen großer Teile
der Partei und noch größerer Teile der
Wählerschaft.

Es war unvermeidlich

Niemand muss unterstellen, Spahn habe
diese Krise inszeniert. Aber ein Mann, der
seine Partei so gut kennt wie kaum ein
Zweiter, wusste, was die Leihmutterschaft
in der Union bedeutet. Er wusste, dass ein
Verbleib an der Fraktionsspitze nach Be-
kanntwerden unmöglich sein würde.

Vielleicht wollte er seinen Posten so-
wieso aufgeben, aber es sollte nicht nach
Niederlage aussehen. Vielleicht will er
sich für die Zukunft in Sicherheit bringen.
In jedem Fall hat er es darauf ankommen
lassen. Wer sehenden Auges in den un-
auflösbaren Konflikt geht, hat den Aus-
gang einkalkuliert und was für ein Aus-
gang: eine Entschuldigung, gegen die
niemand polemisieren kann, ohne sich
selbst zu beschädigen, und eine Rück-
kehroption noch dazu.

Denn man betrachte, was Spahn ver-
lässt. Eine Koalition, die im Juli ihr großes
Reformpaket vorlegte – 34 Maßnahmen,
von denen der Kanzler selbst einräumte,
der eine große Befreiungsschlag sei nicht
dabei. Was stattdessen kam: eine gestaf-
felte Reichensteuer, ein gekürzter Hand-
werkerbonus, eine mehr als verdoppelte
Minijob-Steuer, das Ende der telefoni-
schen Krankschreibung. Reformen kann
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mandas nennen, oder als das bezeichnen,
was es ist: Der Staat greift tiefer in die Ta-
schen, weil er sich die eigenen Strukturen
nicht zu reformieren traut. Die Rentenre-
form, die bis Jahresende kommen soll,
wird die Beitragszahler nicht entlasten,
sondern die Lasten lediglich neu etikettie-
ren.UnddasWachstum,das all dies finan-
zieren müsste, gibt es nicht und wird es
nicht geben.

Im September wird in Sachsen-Anhalt
gewählt, und es ist wahrscheinlich, dass
die AfD dort erstmals den Ministerpräsi-
denten stellt, denn das wünschen sich
auch große Teile der CDU vor Ort. Da-
nach beginnt in der Union die Abrech-
nung: Wer hat's verbockt, wer hat die
Wähler nach rechts getrieben, wer stand
in der ersten Reihe? Jens Spahn steht
dann amWickeltisch.

Einen ähnlichen Schachzug gab es
schon einmal. Im Dezember 2011 trat
Christian Lindner, damals FDP-General-
sekretär zurück, mitten in der Agonie der
Rösler-FDP,mit dürrenWorten undohne
die Partei zu beschädigen – vor allem
aber ohne sich von ihr beschädigen zu
lassen. Als die Liberalen 2013 an der
Fünfprozenthürde zerschellten, war
Lindner der Einzige, der nicht in den
Trümmern lag.

Er übernahm die Konkursmasse, baute
sie vier Jahre lang um und kehrte 2017 als
Wiederaufersteher in den Bundestag zu-
rück. Die Lektion: Der rechtzeitige Rück-
tritt, vor allemaus edlenMotiven, ist keine
Niederlage, sondern kann eine Versiche-
rung sein.

Privat geerdet

Und so könnte das Später schneller kom-
men, als Friedrich Merz lieb ist. Wenn
Schwarz-Rot am fehlenden Wachstum
zerbricht, wenn die SPD nach der nächs-
ten Wahlklatsche die Nerven verliert,
wenn die Union einen Neuanfang
braucht, dann steht da einer bereit, der
rechtzeitig gegangen ist. Privat geerdet,
politisch unverbraucht, von der Regie-
rungsbilanz kaumbeschädigt.

Die Kollegen, die jetzt bleiben und die
Abgabenerhöhungen verteidigenmüssen,
während im Osten die Dämme brechen,
werden sich in einem Jahr an diesen
Samstag erinnern. Und verstehen, dass sie
nicht Zeugen eines Rücktritts geworden
sind, sondern einerWiedervorlage.
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